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I. Zahlung 
1. Der Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen sind bei Übergabe 
des Kaufgegenstandes und Aushändigung oder Übersendung der 
Rechnung zur Zahlung fällig. 
2. Gegen Ansprüche des Verkäufers kann der Käufer nur dann 
aufrechnen, wenn die Gegenforderung des Käufers unbestritten ist 
oder ein rechtskräftiger Titel vorliegt; ein Zurückbehaltungsrecht kann 
er nur geltend machen, soweit es auf Ansprüchen aus dem Kaufver-
trag beruht. 

II. Lieferung und Lieferverzug 
1. Liefertermine und Lieferfristen, die verbindlich oder unverbindlich 
vereinbart werden können, sind schriftlich anzugeben. Lieferfristen 
beginnen mit Vertragsabschluss. 
2. Der Käufer kann zehn Tage nach Überschreiten eines unverbindli-
chen Liefertermins oder einer unverbindlichen Lieferfrist den Verkäu-
fer auffordern zu liefern. Mit dem Zugang der Aufforderung kommt 
der Verkäufer in Verzug. Hat der Käufer Anspruch auf Ersatz eines 
Verzugsschadens, beschränkt sich dieser bei leichter Fahrlässigkeit 
des Verkäufers auf höchstens 5% des vereinbarten Kaufpreises. 
3. Will der Käufer darüber hinaus vom Vertrag zurücktreten und/oder 
Schadensersatz statt der Leistung verlangen, muss er dem Verkäufer 
nach Ablauf der Zehn-Tages-Frist gemäß Ziffer 2 dieses Abschnitts 
eine angemessene Frist zur Lieferung setzen. Hat der Käufer An-
spruch auf Schadensersatz statt der Leistung, beschränkt sich der 
Anspruch bei leichter Fahrlässigkeit auf höchstens 25% des verein-
barten Kaufpreises. Ist der Käufer eine juristische Person des öffentli-
chen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein 
Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner 
gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, sind 
Schadenersatzansprüche bei leichter Fahrlässigkeit ausgeschlossen. 
Wird dem Verkäufer, während er in Verzug ist, die Lieferung durch 
Zufall unmöglich, so haftet er mit den vorstehend vereinbarten Haf-
tungsbegrenzungen. Der Verkäufer haftet nicht, wenn der Schaden 
auch bei rechtzeitiger Lieferung eingetreten wäre. 
4. Wird ein verbindlicher Liefertermin oder eine verbindliche Lieferfrist 
überschritten, kommt der Verkäufer bereits mit Überschreiten des 
Liefertermins oder der Lieferfrist in Verzug. Die Rechte des Käufers 
bestimmen sich dann nach Ziffer 2, Satz 3 und Ziffer 3 dieses Ab-
schnitts. 
5. Selbstbelieferungsvorbehalt: Wird der Verkäufer selbst nicht belie-
fert, obwohl dieser bei zuverlässigen Lieferanten deckungsgleiche 
Bestellungen aufgegeben hat, wird der Verkäufer von seiner Leis-
tungspflicht gegenüber dem Käufer frei und kann vom Vertrag zurück 
treten. Der Verkäufer ist verpflichtet, den Käufer über die Nichtverfüg-
barkeit der Leistung unverzüglich zu unterrichten und jede schon 
erbrachte Gegenleistung des Käufers unverzüglich zu erstatten. 6. 
Höhere Gewalt oder beim Verkäufer oder dessen Lieferanten eintre-
tende Betriebsstörungen, die den Verkäufer ohne eigenes Verschul-
den vorübergehend daran hindern, den Kaufgegenstand zum verein-
barten Termin oder innerhalb der vereinbarten Frist zu liefern, verän-
dern die in Ziffern 1 bis 4 dieses Abschnitts genannten Termine und 
Fristen um die Dauer der durch diese Umstände bedingten Leis-
tungsstörungen. Führen entsprechende Störungen zu einem Leis-
tungsaufschub von mehr als vier Monaten, kann der Käufer vom 
Vertrag zurücktreten. Andere Rücktrittsrechte bleiben davon unbe-
rührt. 
6. Höhere Gewalt oder beim Verkäufer oder dessen Lieferanten 
eintretende Betriebsstörungen, die den Verkäufer ohne eigenes 
Verschulden vorübergehend daran hindern, den Kaufgegenstand 
zum vereinbarten Termin oder innerhalb der vereinbarten Frist zu 
liefern, verändern die in Ziffern 1 bis 4 dieses Abschnitts genannten 
Termine und Fristen um die Dauer der durch diese Umstände beding-
ten Leistungsstörungen. Führen entsprechende Störungen zu einem 
Leistungsaufschub von mehr als vier Monaten, kann der Käufer vom 
Vertrag zurücktreten. Andere Rücktrittsrechte bleiben davon unbe-
rührt. 

III. Abnahme 
1. Der Käufer ist verpflichtet, den Kaufgegenstand innerhalb von acht 
Tagen ab Zugang der Bereitstellungsanzeige abzunehmen. Im Falle 
der Nichtabnahme kann der Verkäufer von seinen gesetzlichen 
Rechten Gebrauch machen. 
2. Verlangt der Verkäufer Schadensersatz aufgrund eines gesetzli-
chen Anspruchs, so beträgt dieser 10% des Kaufpreises. Der Scha-
denersatz ist höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer 
einen höheren Schaden nachweist oder der Käufer nachweist, dass 
ein geringerer oder überhaupt kein Schaden entstanden ist. 

IV. Eigentumsvorbehalt 
1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Ausgleich der dem Verkäufer 
aufgrund des Kaufvertrages zustehenden Forderungen Eigentum 
des Verkäufers. Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Unter-
nehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner ge-
werblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, bleibt 
der Eigentumsvorbehalt auch bestehen für Forderungen des Verkäu-
fers gegen den Käufer aus der laufenden Geschäftsbeziehung bis 
zum Ausgleich von in Zusammenhang mit dem Kauf zustehenden 
Forderungen. Auf Verlangen des Käufers ist der Verkäufer zum 
Verzicht auf den Eigentumsvorbehalt verpflichtet, wenn der Käufer 
sämtliche mit dem Kaufgegenstand im Zusammenhang stehende 
Forderungen unanfechtbar erfüllt hat und für die übrigen Forderungen 
aus den laufenden Geschäftsbeziehungen eine angemessene 
Sicherung besteht. 

2. Bei Zahlungsverzug des Käufers kann der Verkäufer vom Kaufver-
trag zurücktreten. Hat der Verkäufer darüber hinaus Anspruch auf 
Schadensersatz statt der Leistung und nimmt er den Kaufgegen-
stand wieder an sich, sind Verkäufer und Käufer sich darüber einig, 
dass der Verkäufer den gewöhnlichen Verkaufswert des Kaufgegen-
standes im Zeitpunkt der Rücknahme vergütet. Auf Wunsch des 
Käufers, der nur unverzüglich nach Rücknahme des Kaufgegenstan-
des geäußert werden kann, wird nach Wahl des Käufers ein öffentlich 
bestellter und vereidigter Sachverständiger, z. B. der Deutschen 
Automobil Treuhand GmbH (DAT), den gewöhnlichen Verkaufswert 
ermitteln. Der Käufer trägt sämtliche Kosten der Rücknahme und 
Verwertung des Kaufgegenstandes. Die Verwertungskosten betra-
gen ohne Nachweis 5 % des gewöhnlichen Verkaufswertes. Sie sind 
höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer höhere Kosten 
nachweist oder der Käufer nachweist, dass geringere oder über-
haupt keine Kosten entstanden sind. 
3. Solange der Eigentumsvorbehalt besteht, darf der Käufer über den 
Kaufgegenstand weder verfügen noch Dritten vertraglich eine Nut-
zung einräumen. 

V. Sachmangel 
1. Ansprüche des Käufers wegen Sachmängeln verjähren bei neuen 
Fahrzeugteilen in einem Jahr ab dem Zeitpunkt der Übergabe des 
Kaufgegenstandes, wenn der Käufer eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder 
ein Unternehmer ist, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung 
seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt. 
Der Verkauf von gebrauchten Fahrzeugteilen im Sinne von Satz 1 
erfolgt unter Ausschluss jeglicher Sachmängelhaftung. Ist der Käufer 
eine natürliche Person, die den Kaufvertrag zu einem Zweck ab-
schließt, der weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen 
beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann (Verbraucher), verjäh-
ren Ansprüche des Käufers wegen Sachmängeln bei neuen Fahr-
zeugteilen in zwei Jahren, bei gebrauchten Teilen in einem Jahr, 
jeweils ab dem Zeitpunkt der Übergabe des Kaufgegenstandes. 
Weitergehende Ansprüche bleiben unberührt, soweit der Verkäufer 
aufgrund Gesetz zwingend haftet oder etwas anderes vereinbart 
wird, insbesondere im Falle der Übernahme einer Garantie. 
2. Ansprüche wegen Sachmängeln hat der Käufer beim Verkäufer 
geltend zu machen. Bei mündlichen Anzeigen von Ansprüchen ist 
dem Käufer eine schriftliche Bestätigung über den Eingang der 
Anzeige auszuhändigen. 
3. Ersetzte Teile werden Eigentum des Verkäufers. 
4. Abschnitt V, Sachmangel gilt nicht für Ansprüche auf Schadenser-
satz; für diese Ansprüche gilt Abschnitt VI Haftung. 

VI. Haftung 
1. Hat der Verkäufer aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen für 
einen Schaden aufzukommen, der leicht fahrlässig verursacht wurde, 
so haftet der Verkäufer beschränkt: Die Haftung besteht nur bei 
Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, etwa solcher, die der 
Kaufvertrag dem Verkäufer nach seinem Inhalt und Zweck gerade 
auferlegen will oder deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchfüh-
rung des Kaufvertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Käufer regelmäßig vertraut und vertrauen darf. Diese 
Haftung ist auf den bei Vertragsabschluss vorhersehbaren typischen 
Schaden begrenzt. Soweit der Schaden durch eine vom Käufer für 
den betreffenden Schadenfall abgeschlossene Versicherung (ausge-
nommen Summenversicherung) gedeckt ist, haftet der Verkäufer nur 
für etwaige damit verbundene Nachteile des Käufers, z. B. höhere 
Versicherungsprämien oder Zinsnachteile bis zur Schadenregulierung 
durch die Versicherung. Ist der Käufer eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder 
ein Unternehmer, der bei Abschluss des Kaufvertrages in Ausübung 
seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, 
und werden nach Ablauf eines Jahres nach Ablieferung des Kaufge-
genstandes Schadensersatzansprüche wegen Sachmängeln geltend 
gemacht, gilt Folgendes: Die vorstehende Haftungsbeschränkung gilt 
auch für einen Schaden, der grob fahrlässig verursacht wurde, nicht 
aber bei grob fahrlässiger Verursachung durch gesetzliche Vertreter 
oder leitende Angestellte des Verkäufers, ferner nicht für einen grob 
fahrlässig verursachten Schaden, der durch eine vom Käufer für den 
betreffenden Schadensfall abgeschlossene Versicherung gedeckt ist. 
2. Unabhängig von einem Verschulden des Verkäufers bleibt eine 
etwaige Haftung des Verkäufers bei arglistigem Verschweigen des 
Mangels, aus der Übernahme einer Garantie oder eines Beschaf-
fungsrisikos und nach dem Produkthaftungsgesetz unberührt. 
3. Die Haftung wegen Lieferverzuges ist in Abschnitt II abschließend 
geregelt. 
4. Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung der gesetzlichen 
Vertreter, Erfüllungsgehilfen und Betriebsangehörigen des Verkäufers 
für von ihnen durch leichte Fahrlässigkeit verursachte Schäden. Für 
von ihnen mit Ausnahme der gesetzlichen Vertreter und leitenden 
Angestellten durch grobe Fahrlässigkeit verursachte Schäden gilt die 
diesbezüglich für den Verkäufer geregelte Haftungsbeschränkung 
entsprechend.  
5. Die Haftungsbeschränkungen dieses Abschnitts gelten nicht bei 
Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit. 

VII. Widerrufsbelehrung im Teilefernabsatz  

Widerrufsbelehrung 

Wurde dieser Vertrag unter ausschließlicher Verwendung eines 
Fernkommunikationsmittels gemäß §312b BGB geschlossen (etwa 
per Telefon, Fax, E-Mail o.ä.) steht Ihnen folgendes Widerrufsrecht zu: 
Dieses gilt nicht, sofern die Sache gewerblich erstanden wird. In 
diesem Fall ist der Widerruf ausdrücklich ausgeschlossen. 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 
Angabe von Gründen in Textform (zum Beispiel Brief, Fax, E-Mail) 
oder durch Rücksendung der Sache widerrufen. Die Frist beginnt 
nach Erhalt dieser Belehrung, aber frühestens mit Übergabe der 



Kaufsache. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerrufs oder der Sache an den Verkäufer. Um Ihr 
Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns mittels einer eindeutigen 
Erklärung (z.B. ein mit der Post versandter Brief, Telefax oder E-Mail) 
über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. 
Gern stellen wir Ihnen hierfür auf Wunsch ein Muster-Wider-
rufsformular zur Verfügung. Dieses können Sie verwenden, müssen 
es aber nicht. Der Widerruf ist zu richten an: Schloßgarage Wille 
GmbH, Halterner Str. 39-43, 48249 Dülmen, Fax: (02594) 1068, E-
Mail: teile@ford-wille.de.  

Widerrufsfolgen 

Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen 
Leistungen zurückzugewähren und gegebenenfalls gezogene 
Nutzungen (zum Beispiel Zinsen) herauszugeben. Können Sie uns die 
empfangene Leistung ganz oder teilweise nicht oder nur in ver-
schlechtertem Zustand zurückgewähren beziehungsweise heraus-
geben, müssen Sie uns insoweit Wertersatz leisten, soweit die Ver-
schlechterung der Sache auf einen Umgang mit der Sache zurückzu-
führen ist, der über eine Prüfung der Eigenschaften und der Funkti-
onsweise hinausgeht. Unter „Prüfung der Eigenschaften und der 
Funktionsweise“ versteht man das Testen und Ausprobieren der 
jeweiligen Ware, wie es etwa im Ladengeschäft möglich und üblich 
ist. Die durch Einbau und/oder Inbetriebnahme sowie alle weiteren 
Umstände die den Wert der Sache beeinträchtigen, sind somit im 
Falle eines wirksamen Widerrufs von Ihnen zu erstatten. Dieses gilt 
ebenso für erhaltene Kundendienstleistungen sowie Garantien. Im 
Falle eines wirksamen Widerrufs haben Sie die Ware unverzüglich und 
in jedem Fall spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag, an dem 
Sie uns über den Widerruf dieses Vertrags unterrichten, an uns zu 
übergeben. Die Frist ist gewahrt, wenn Sie die Waren vor Ablauf der 
Frist von vierzehn Tagen absenden. Die Rücksendekosten trägt der 
Käufer. Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen müssen inner-
halb von 14 Tagen erfüllt werden. Die Frist beginnt für Sie mit der 
Absendung Ihrer Widerrufserklärung für uns mit deren Empfang. Wir 
können die Rückzahlung verweigern, bis wir die Ware wieder zurück-
erhalten haben oder bis Sie den Nachweis erbracht haben, dass Sie 
die Waren zurückgesandt haben, je nachdem, welches der frühere 
Zeitpunkt ist. 

VIII. Entgegennahme von Zahlungsmitteln  
Die Entgegennahme von Zahlungsmitteln gleich welcher Art (Anzah-
lung, etc.) durch den Verkäufer bedeutet keine automatische An-
nahme des Vertrages. Dies gilt sowohl für Barzahlungs-, als auch für 
Finanzierungs- und Leasingsgeschäfte. 

IX. Vertragsänderungen und Nebenabreden 
Änderungen des Kaufvertrages, insbesondere handschriftliche oder 
mündliche Abreden, werden nur mit schriftlicher Bestätigung durch 
den Verkäufer wirksam. Diese Bestimmung wird mit Lieferung und 
Bezahlung der Sache, dem Änderungswunsch entsprechend, konk-
ludent geheilt. Nebenabreden bestehen nicht. Änderungen, Ergän-
zungen und Nebenabreden bedürfen zu Ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform. Dies gilt auch für eine Änderung des Schriftformerforder-
nisses. 

X. Gerichtsstand 
1. Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der 
Geschäftsverbindung mit Kaufleuten einschließlich Wechsel- und 
Scheckforderungen ist ausschließlicher Gerichtsstand der Sitz des 
Verkäufers. 
2. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der Käufer keinen allgemeinen 
Gerichtsstand im Inland hat, nach Vertragsabschluss seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt oder sein 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klage-
erhebung nicht bekannt ist. Im Übrigen gilt bei Ansprüchen des 
Verkäufers gegenüber dem Käufer dessen Wohnsitz als Gerichts-
stand. 

XI. Salvatorische Klausel 
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder 
undurchführbar sein oder nach Vertragsschluss unwirksam oder 
undurchführbar werden, bleibt davon die Wirksamkeit des Vertrages 
im Übrigen unberührt. An die Stelle der unwirksamen oder undurch-
führbaren Bestimmung soll diejenige wirksame und durchführbare 
Regelung treten, deren Wirkungen der wirtschaftlichen Zielsetzung 
am nächsten kommen, die die Vertragsparteien mit der unwirksamen 
bzw. undurchführbaren Bestimmung verfolgt haben. Die vorstehen-
den Bestimmungen gelten entsprechend für den Fall, dass sich der 
Vertrag als lückenhaft erweist. 
 


